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tragen, dass die Wirtschaft bis 2050 keine Netto   -Treib-
hausgase mehr ausstößt, Wachstum von der Ressourcen-
nutzung abgekoppelt wird und wirtschaften nicht auf 
Kosten von Menschen oder Regionen geschieht. 

Der „Green Deal“ soll zukünftigen Generationen ein bes-
seres und gesünderes Leben sichern durch:

	 Saubere Luft, sauberes Wasser, einen gesunden 
Boden und Biodiversität

	 Sanierte, energieeffiziente Gebäude

	 Gesundes und bezahlbares Essen

	 Mehr öffentliche Verkehrsmittel

	 Saubere Energie und modernste saubere 
Technologien

	 Langlebige Produkte, die repariert, wiederverwertet 
und wiederverwendet werden können

	 Zukunftsfähige Arbeitsplätze und Vermittlung der für 
den Übergang notwendigen Kapazitäten

	 Weltweit wettbewerbsfähige und krisenfeste 
Industrie.

Während die Berücksichtigung von 
Nachhaltigkeitsfaktoren bisher primär 
von institutionellen Investoren bei 
der Veranlagung ihrer Gelder forciert 
wurde, werden nunmehr alle Finanz-
dienstleister in die Pflicht genommen, 
zur Erreichung der Pariser Klimaziele 
im Rahmen des „EU Green Deal“ bei-
zutragen. Der Finanzdienstleistungs-
sektor spielt bei der Umsetzung eine 
entscheidende Rolle, da Gelder und 
Investitionen im Sinne der Sustainable 
Finance Ziele in nachhaltige Investitio-
nen umgelenkt werden sollen. Anfor-

derungen ergeben sich für Finanzdienstleister in Bezug auf 
Strategie, Produkte sowie Offenlegung.

Der „Green Deal“
Bei der Umsetzung des „Europäischen Green Deal“ 
spielt der Finanzsektor eine sehr wichtige Rolle. Der 
Aktionsplan der EU-Kommission sieht vor, dass private 
Finanz- und Investmentströme in eine klimaneutrale, 
ressourceneffiziente und faire Wirtschaftswelt umgelenkt 
werden sollen. Auch das Finanzsystem muss dazu bei-
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Nachhaltigkeit in der Kreditvergabe
Nach den EBA Leitlinien zur Kreditvergabe und -über-
wachung (  „EBA Guidelines on Loan Origination and 
Monitoring“  ) ist seit 30.     6.      2021 auch die Integration von 
ESG-Faktoren in die Kreditvergabeprozesse gefordert. 

Nachhaltigkeitserwägungen sollen im Kreditrisikoappetit, 
in der Kreditrisikostrategie, der Bonitätsbeurteilung, der 
Kreditüberwachung, der Sicherheitenbewertung sowie 
den Stress Tests berücksichtigt werden. Dabei soll die 
Nachhaltigkeit nicht als eigenes neues Kreditvergabe-
kriterium definiert werden, sondern es geht darum, Nach-
haltigkeitsüberlegungen im Rahmen der bestehenden 
Faktoren und Risikokategorien miteinfließen zu lassen. 

Beispielsweise sollen ein nicht nachhaltiges Geschäfts-
modell eines Kreditnehmers, Betriebsanlagen, für die zu-
künftig höhere Investitionskosten für Umrüstungsauf-
wand drohen, oder der Wert von nicht energieeffizienten 
Immobiliensicherheiten im Rahmen der Kreditvergabe 
bei der Rückzahlungsfähigkeit des Kreditnehmers bzw. bei 
der Kreditüberwachung Berücksichtigung finden. 

Noch nicht konkret, jedoch in Überlegung ist auch eine 
Incentivierung von „grünen“ Krediten über einen „Green 
Support Faktor“ im Rahmen der Mindesteigenmittel-
unterlegung. Die Entscheidung darüber soll jedoch erst 
2025 getroffen werden.

Offenlegung von Green Asset Ratios 
Mit dem Entwurf der Corporate Sustainability Reporting 
Directive (    CSRD    ) soll der Anwendungsbereich für die 
nichtfinanzielle Berichterstattung im Verhältnis zur heuti-
gen Rechtslage deutlich ausgeweitet werden. Zukünftig 
werden alle (  nach den UGB-Größenklassen  ) großen Ka-
pitalgesellschaften ( darunter fallen fast alle Kreditinstitute 
und Versicherungen  ) vom Anwendungsbereich erfasst 
sein. Der nichtfinanzielle Bericht soll im Lagebericht, der 
gemeinsam mit dem Jahresabschluss erstellt und ge-
prüft wird, dargestellt werden. 

Während Nicht-finanzielle Unternehmen den Anteil ihrer 
nachhaltigen Umsätze (  „Turnover-KPI“ ), Betriebsaus-
gaben (  „OpEx-KPI “   ) bzw. Investitionen (  „ CapEx-KPI “  ) 
offenlegen müssen, werden für Finanzielle Unternehmen 
(   Kreditinstitute, Versicherungen, Wertpapierfirmen, Asset 
Manager ) eigene Kennzahlen und Templates definiert. 
Für Kreditinstitute bedeutet das in 2024 die Offenlegung 
ihrer „Green Asset Ratios“, wobei es sich nicht nur um 
eine Kennzahl handelt, sondern eine ganze Matrix von 
unterschiedlichen „Green Asset Ratios“ zu erheben und 
offenzulegen sein werden. 

Die Beurteilung, was als „green“ gilt, erfolgt nach den ein-
heitlichen Definitionen der Taxonomie-Verordnung, die 
derzeit für sechs Umweltziele konkrete Beschreibungen 
und Definitionen vorschreibt. Mit der Taxonomieverord-

Wie kann nun der Finanzsektor zur Erreichung 
dieser Ziele beitragen? 
Banken und andere Finanzdienstleister werden aufgrund 
ihrer großen öffentlichen und volkswirtschaftlichen Be-
deutung in die Pflicht genommen, zur Erreichung der 
Ziele beizutragen und die Erreichung nachhaltigen 
Wachstums zu unterstützen. Die Maßnahmen im Be-
reich „Sustainable Finance“ beinhalten dabei generell 
die Berücksichtigung der ESG-Faktoren (   Environment, 
Social, Governance   ) bei Investmententscheidungen. Da-
bei geht es um:

	 Environment (  Umwelt  ): Klimawandel, Biodiversität, 
Umweltverschmutzung, etc.

	 Social ( Soziales   ): Gleichbehandlung, Inklusion, 
Arbeitsbedingungen, Investitionen in Humankapital, 
Menschenrechte, etc.

	 Governance ( Unternehmensführung   ): Diversität, 
Arbeitsbeziehungen, Managementvergütung

Durch welche konkreten Maßnahmen in der Finanz-
branche diese großen Ziele erreicht werden können, war 
in den letzten Jahren noch offen, und deswegen eine 
abwartende Haltung zu beobachten. Spätestens seit 
Sommer 2021 jedoch können und müssen sich die 
Projektteams zur Umsetzung in Banken, Versicherungen 
und anderen Finanzdienstleistern formieren und zur Tat 
schreiten.

Nachhaltigkeit bei Wertpapierdienstleistungen
Finanzmarktteilnehmer (  das sind im Wesentlichen Ka-
pitalanlagegesellschaften, Alternative Investmentfonds 
Manager und Kreditinstitute, die Portfolioverwaltung an-
bieten  ) und Finanzberater ( das sind Unternehmen, die 
Anlageberatung anbieten ) haben gemäß der Disclosure 
Verordnung ihre Nachhaltigkeitsstrategien und Aus-
künfte über wesentliche nachteilige Auswirkungen auf 
die Nachhaltigkeit sowie Erläuterungen, inwiefern die 
Vergütungspolitik mit der Einbeziehung von Nachhaltig-
keitsrisiken im Einklang steht, offenzulegen. Auf Produkt-
ebene sind umfangreiche vorvertragliche Informationen 
zu Anlagestrategien, Investitionszielen, zu erwartenden 
Auswirkungen von Nachhaltigkeitsrisiken auf die Rendite 
in die vorvertraglichen Produktbeschreibungen und regel-
mäßigen Berichte aufzunehmen.

Während diese Beschreibungen bereits seit März 2021 in 
Kraft sind und in qualitativer Weise vorgenommen wer-
den konnten, wird mit Inkrafttreten von Level 2 Konkreti-
sierungen der ESA ( European Supervisory Authorities) 
( voraussichtlich Juli 2022   ) eine quantitative Untermaue-
rung der Strategien und Beschreibungen mit konkreten 
Kennzahlen für die ESG-Faktoren verlangt werden. Bei-
spielsweise wird offenzulegen sein, wie hoch der CO2-Fuß-
abdruck der Gesellschaften ist, in deren Aktien ein 
Fonds veranlagt hat.
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nung ist ein einheitliches Set an Kriterien geschaffen wor-
den, das bei der Beurteilung der Nachhaltigkeit heran-
zuziehen ist. 

Zweistufiges Prüfverfahren
In einem zweistufigen Verfahren ist zunächst zu prüfen, 
ob eine Wirtschaftsaktivität (  z.          B. das Geschäftsmodell 
eines Kreditnehmers   ) taxonomiefähig ist, d.  h. ob die 
Branche in der Liste der für ein Umweltziel taxonomie-
fähigen Branchen enthalten ist, um sodann abzugleichen, 
ob die Tätigkeit den technischen Beurteilungskriterien 
entspricht. 

Zusätzliche Anforderung nach der Taxonomie-Verord-
nung ist, dass eine Tätigkeit, die im Einklang mit einem 
Umweltziel steht, keines der anderen Umweltziele wesent-
lich beeinträchtigen darf („Do No Significant Harm“) und 

Im April 2021 veröffentlichte die Euro-
päische Kommission ihren Vorschlag 
zur „Corporate Sustainability Reporting 
Directive“ ( CSRD ). Mit diesem Richt-
linienvorschlag sollen die bisherigen 
Berichtspflichten zur „nichtfinanziellen“ 
Berichterstattung – korrespondierend 
mit den laufenden Sustainable Finance 
Initiativen – reformiert werden. Von der 
neuen europäischen „Nachhaltigkeits-

berichterstattung“ werden ab 2023 alle (   nach UGB-
Größenklassen   ) großen Kapitalgesellschaften, große Ban-
ken und Versicherungen sowie alle innerhalb der EU auf 
geregelten Märkten gelisteten Unternehmen (   mit Aus-
nahme börsennotierter Kleinstunternehmen ) umfasst sein. 
Erfasst werden auch Unternehmen, die nicht in der EU 
niedergelassen sind, aber an einem regulierten Markt in 
der EU notieren. 

Erstmalige Berichtspflichten für viele Sparkassen 
und Genossenschaftsbanken 
Für die heimische Wirtschaft läutet dies eine neue Ära 
der Nachhaltigkeitsberichterstattung ein: Der viel zu 
kleine Anwenderkreis von knapp 90 Kapitalgesellschaf-
ten wird auf geschätzt 2.000 Unternehmen erweitert. 
Insbesondere im Finanzsektor ( Banken, Versicherungen  ) 
wird die Berichtspflicht über Umwelt-, Sozial- und 
Governancebelange ausgedehnt: Gerade in Österreich 
dürften es viele Genossenschaftsbanken und Sparkas-
sen sein, die erstmals mit einer Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung konfrontiert sind. Ob diese es schaffen können, 
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AK Wien
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anspruchsvolle Berichtsstandards neben dem Tages-
geschäft umzusetzen, scheint derzeit eher fraglich. Res-
sourcen, um eigene Stellen für diese Form der erweiterten 
Berichterstattung zu schaffen, dürften noch fehlen. Die 
strategischen Planungen dafür müssen spätestens An-
fang des Jahres 2022 auf die Aufsichtsratsagenda. 

Nachhaltigkeitsbericht: Umfassend und geprüft 
Mit den geplanten Bestimmungen wird die Nachhaltig-
keitsberichterstattung nicht nur im Hinblick auf Anwen-
dungsbereich, sondern auch bezogen auf Umfang und 
Verankerung in der Corporate Governance deutlich er-
weitert. So soll es künftig zur zwingenden Offenlegung 
des Nachhaltigkeitsberichts im Lagebericht und damit 
im Kernbereich der Rechnungslegung kommen. Ge-
plant sind zudem europaweit einheitlich anzuwendende 
Berichtsstandards, die von der European Financial 
Reporting Advisory Group (    EFRAG    ) bis Mai 2022 ent-
wickelt werden. Zudem ist eine verpflichtende Befas-
sung mit dem Nachhaltigkeitsbericht im Prüfungsaus-
schuss sowie eine Prüfung durch eine externe, dritte 
Stelle wie Abschlussprüfer:innen vorgesehen. Prinzipiell 
ist dies zu begrüßen, jedoch greift diese Regelung – die 
zunächst lediglich von einer begrenzten Prüfungssicher-
heit (  „limited assurance“  ) spricht – zu kurz. 

Es sollte bereits ab Inkrafttreten der Richtlinie eine Prü-
fungspflicht mit hinreichender Sicherheit (   „reasonable 
assurance“  ) und damit auf Augenhöhe mit dem Finanz-
bericht implementiert werden. Hier könnten österrei-
chische Banken eine Vorreiterrolle einnehmen und be-

im Einklang mit arbeitsrechtlichen Mindeststandards aus-
geübt werden muss. Eine Studie der EBA hat ergeben, 
dass – auf Basis von groben Schätzungen – die Green 
Asset Ratio ( ohne KMU Finanzierungen ) der europäi-
schen Kreditinstitute derzeit bei etwa 8   % liegt. 

AUSBLICK
Mit voranschreitender Definition von Umweltzielen und 
weiteren Kriterien im Rahmen der Taxonomie ( Social und 
Governance   ) werden sich die Green Asset Ratios noch 
weiter erhöhen. Die größten Herausforderungen für die 
Finanzdienstleister liegen derzeit in der Einteilung ihrer 
Kredite und Geschäftsbereiche sowie die Schaffung der 
erforderlichen Datenlagen, um ihre grünen Aktivitäten, 
Kredite, Assets und Investments zu identifizieren und 
zu managen.
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reits jetzt die Prüfung des nichtfinanziellen Berichts mit 
hinreichender Sicherheit und damit höherer Prüfungs-
intensität beauftragen. 

Mehr Nachhaltigkeit durch Mitbestimmung
Die Anhebung von Rechenschafts- und Publizitäts-
pflichten für große Kapitalgesellschaften zu Umwelt, 
Soziales und Governance sind ein entscheidender 
Anknüpfungspunkt und wirksamer Hebel für Arbeitneh-
mervertreter:innen im Aufsichtsrat. Arbeitnehmervertre-
ter:innen sollten in diesen Fragen möglichst proaktiv vor-
gehen und bereits jetzt strategische Fragen zur Etablie-
rung bzw. zum Ausbau des Nachhaltigkeitsreportings 
sowie zur Nachhaltigkeitsstrategie aufwerfen, insbeson-
dere wenn es um die Festlegung sozialer Zielsetzungen 
( z.    B. Aus- und Weiterbildung fördern und gerecht ver-
teilen, Gleichstellung vorantreiben  ) geht. 

Von höchster Bedeutung für die Umsetzung einer wirk-
samen Nachhaltigkeitsstrategie, die auf einem umfassen-
den und validen Reporting beruhen muss, ist die Ein-
richtung eines Nachhaltigkeitsmanagements, mit ent-
sprechenden Ressourcen (    Personal, Budget    ).   

„Sustainability expert“ im Prüfungsausschuss
Die Verankerung von Nachhaltigkeit in der Governance 
(     Management, Aufsichtsrat   ) ist von hoher Relevanz, um 
die Umsetzung von Nachhaltigkeitszielen effektiv zu 
verfolgen und Nachhaltigkeitsrisiken sorgfältig zu über-
wachen. Dem Aufsichtsrat kommt bei der Überwachung 
und Prüfung der Nachhaltigkeitsstrategie sowie des
nachhaltigkeitsorientierten Risikomanagements eine
Schlüsselrolle zu. 

Die Arbeitnehmervertreter:innen sollten bei der Ausrich-
tung der Nachhaltigkeitsstrategie im Aufsichtsrat bzw. 
im Rahmen eines (bestenfalls) eingerichteten Nachhaltig-
keitsausschusses maßgeblich mitwirken und ihre Ziel-
setzungen für eine Verbesserung der Arbeitsbedingun-
gen einbringen. 

Der vorliegende Richtlinienentwurf sieht gleichwertige 
Überwachungspflichten für den Nachhaltigkeits- wie 

den Finanzbericht vor. Daher sollte – analog zur Finanz-
berichterstattung – mindestens ein Mitglied des Prü-
fungsausschusses über entsprechende Nachhaltigkeits-
expertise ( „sustainability expert“ ) verfügen. Entspre-
chende Maßnahmen für eine neue, wirksame „Nach-
haltigkeits-Governance“ sollten möglichst rasch und 
vorausschauend gesetzt werden, denn die Zeit drängt.  

IFAM Fit & proper 2022 

Bankspezifisches Wissen für 
den Aufsichtsrat
Um „Fit und Proper“ zu sein, sind Aufsichtsratsmit-
glieder im Finanzsektor dazu angehalten, sich lau-
fend weiterzubilden. IFAM bietet dazu ein umfassen-
des Ausbildungspaket mit ausgewiesenen, externen 
Expert:innen, das auf die Festigung von bankenspe-
zifischem Wissen abzielt und gleichzeitig den Aus-
tausch zu Fragen der Mitbestimmung im Aufsichts-
rat fördert.  

25.1.    2022, online  
Risikomanagement in Banken 
25.       4.         2022 bis 26.      4.       2022 
Fit & Proper im Bankenaufsichtsrat 
19.      9.      2022 bis 20.       9.       2022 
Bankbilanz und Bankprüfer 
26.       9.       2022 
NEU: Sustainable Finance 
28.11.      2022
Fit & Proper Update  
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